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1. ABGRENZUNG DES GELTUNGSBEREICHS UND NUTZUNGEN 

1.1 Allgemeine Lage des Geltungsbereiches 

Das Plangebiet liegt im Ortskern von Brockel, in der Flur 3 der Gemarkung Brockel, 

südlich der Hauptstraße (B 71) und westlich der Bahnhofstraße (siehe Übersichtsplan). 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 117/1,121/4, 121/15, 

115/2, 114/3, 114/2 und Teilbereiche der Flurstücke 121/11 und 121/14 in einer Größe 

von ca. 1,4 ha.  

 

 
Abb. 1: Lage des Plangebietes (ohne Maßstab) - LGLN; Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsi-

schen Vermessungs- und Katasterverwaltung; © 2025 

 

 

1.2 Nutzung des Plangebietes, umliegende Nutzung 

Auf den Flächen innerhalb des Plangebietes befindet sich eine gemischte Nutzung aus 

Wohnhäusern, Gewerbe und Gartenland.  

Umliegend befinden sich südlich ein Gewerbebetrieb für die Herstellung und den Ver-

trieb von Farben und westlich sowie nördlich der Bundesstraße B 71 eine gemischte Nut-

zung aus Wohnen, Gewerbe und Handel. Weiter südlich steht die denkmalgeschützte 

Mühle des Ortes. Südwestlich befinden sich landwirtschaftlich genutzte Flächen. 
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2. ALLGEMEINE ZIELE, ZWECK UND ERFORDERLICHKEIT DER 

PLANUNG 

Ziel der Gemeinde Brockel ist es, mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die planungs-

rechtlichen Voraussetzungen für eine gemischte Nutzung aus Gewerbe und Wohnen im 

Bereich der Ecke Bahnhofstraße / Hauptstraße zu schaffen. Wesentlicher Anlass ist dem 

angrenzend vorhandenen Handwerksbetrieb Erweiterungsabsichten zu ermöglichen, um 

den vorhandenen Standort zu sichern und fortzuentwickeln. Somit können gute Arbeits-

bedingungen fortgeführt und entwickelt werden, Arbeitsplätze erhalten bleiben und auch 

neue geschaffen werden, um die Belange der Raumordnung und der mittelständischen 

Wirtschaft zu berücksichtigen. Eine Weiterentwicklung des Betriebsstandortes ist ohne 

die Aufstellung eines Bebauungsplanes derzeit nicht möglich. Um auch die sich bereits 

im Innenbereich und nach § 34 BauGB zu beurteilenden Wohnnutzungen entlang der 

Hauptstraße mit in die Planung einzubeziehen und eine klare rechtliche Grundlage zu 

schaffen, werden diese Bereiche in das Plangebiet einbezogen. Städtebaulich ist es sinn-

voll, den vorhandenen Gewerbebetrieb sowie Wohn- und Mischnutzungen innerhalb der 

Ortslage zu stärken und Entwicklungsmöglichkeiten des zentralen Ortsbereiches in Zu-

kunft bereitzustellen und das Planungsrecht vorzubereiten. Aufgrund der Lage im Orts-

kern und die vorhandene Erschließung über die ausgebauten Gemeindestraßen werden 

keine öffentlichen Infrastrukturmaßnahmen und damit einhergehende Kosten verursacht. 

 

 

3. FÖRMLICHE UND INFORMELLE PLANUNGEN 

3.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Das Plangebiet befindet sich im unbeplanten Innenbereich. Eine Darstellung als ge-

mischte Baufläche im Flächennutzungsplan besteht bereits (s. auch 3.4). 

 

 

3.2 Ziele der Raumordnung 

Landesraumordnungsprogramm 

Die Gemeinde Brockel liegt im ländlichen Raum. Gemäß dem Landes-Raumordnungs-

programm Niedersachsen 2022 sollen die ländlichen Regionen als Räume mit eigenem 

Profil erhalten und so weiterentwickelt werden, dass sie zur Innovationsfähigkeit und in-

ternationalen Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsischen Wirtschaft dauerhaft einen 

wesentlichen Beitrag leisten können. Darüber hinaus sind vorrangig solche Maßnahmen 

durchzuführen, die den Kommunen eine eigenständige Entwicklung ermöglichen und die 

besonderen Standortvorteile für das Wohnen und die Wirtschaft nutzen. Insbesondere 

sollen kleinen und mittleren Unternehmen ein geeignetes Umfeld geboten, die Produkti-

ons- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft verbessert und deren 

Wettbewerbsfähigkeit gestärkt, die Auswirkungen des demografischen Wandels für die 

Dörfer abgeschwächt, die soziale und kulturelle Infrastruktur gesichert und weiterentwi-

ckelt sowie die Umwelt und die Landschaft erhalten und verbessert werden. Raumstruk-

turelle Maßnahmen sollen dazu beitragen, geschlechtsspezifische Nachteile abzubauen. 
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Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung sollen Vorrang vor Planungen und 

Maßnahmen der Außenentwicklung haben. Dies ist für das Plangebiet umsetzbar, da sich 

die Flächen im Plangebiet in der bereits bebauten Ortslage befinden (s.  auch Erläuterun-

gen in der städtebaulichen Zielsetzung unter Punkt 2).  

Im zeichnerischen Teil des Landes-Raumordnungsprogramms sind für das Plangebiet 

keine Darstellungen enthalten. Die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 

für ein Misch- und Gewerbegebiet entspricht den Zielen des Landes-Raumordnungspro-

gramms 2022.  

 

Regionales Raumordnungsprogramm 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Rotenburg (Wümme) 2020 

ist für die Gemeinde Brockel keine zentralörtliche Funktion festgelegt worden. Brockel 

gehört zu den Orten, in denen sich die Siedlungsentwicklung in der Regel im Rahmen der 

örtlichen Eigenentwicklung vollziehen soll. Zusätzlich ist Brockel als Standort für die 

Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten dargestellt. Für das Plangebiet enthält die 

zeichnerische Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms, außer der angren-

zenden Darstellung einer Hauptverkehrsstraße (B 71), keine Darstellungen. Durch die 

Bereitstellung von gemischten Bauflächen in Festsetzung eines Misch- und Gewerbege-

bietes wird die Gemeinde Brockel ihrer Aufgabe gemäß den Zielen des Regionalen 

Raumordnungsprogramms gerecht. Die Ziele der Raumordnung werden umgesetzt. 

 

 

3.3 Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz 

Die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hoch-

wasserschutz (BRPHV) ist am 1. September 2021 in Kraft getreten und entsprechend zu 

berücksichtigen. Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der 

Siedlungsentwicklung sind die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentli-

chen Stellen verfügbaren Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des 

Eintritts eines Hochwasserereignisses und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß 

auch die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. Die unter www.geoportal.de verfüg-

bare Hinweiskarte zu Starkregengefahren in Niedersachsen stellt sogenannte außerge-

wöhnliche Niederschlagsereignisse mit einer Eintrittswahrscheinlichkeit alle 100 Jahre 

dar, die nachfolgend aufgeführt werden. 

 

 

Im Plangebiet sind im extremen 

Fall überwiegend nur geringe 

Fließgeschwindigkeiten von unter 

0,2 m/s bis 0,5 m/s zu erwarten. 

Lediglich in einem kleinen Be-

reich im Südosten des Geltungs-

bereiches können im extremen 

Fall Fließgeschwindigkeiten bis 

zu über 1,0 m/s auftreten. 

 

 

http://www.geoportal.de/
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Abb. 2: Fließgeschwindigkeit (extrem) 

 

 
Abb. 3: Überflutungstiefe (extrem) 

Im Plangebiet sind im extremen 

Fall überwiegend nur geringe 

Überflutungstiefen von unter 

10 cm bis 50 cm zu erwarten. Le-

diglich im südlichen Bereich kön-

nen im extremen Fall Überflu-

tungstiefen von bis zu 100 cm 

auftreten. 

 

 

 

Die Fließrichtungen verlaufen überwiegend von Nordost nach Südwest. Die Auswirkun-

gen eines extremen Falls können durch geeignete Maßnahmen wie etwa eine gezielte 

Wasserführung durch Geländeprofilierung und resiliente Konstruktion der baulichen An-

lagen mittels Anhebung der Sockelhöhe, Verwendung wasserbeständiger Materialien 

oder Anordnung sensibler Technik oberhalb des Überflutungsniveaus deutlich gemindert 

werden. 

 

Das Plangebiet befindet sich weit entfernt von der Küste und Überschwemmungsgebieten 

sowie vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten und Risikogebieten außerhalb 

von Überschwemmungsgebieten. Aufgrund der Lage des Plangebietes sind dahingehend 

keine Auswirkungen durch oberirdische Gewässer zu erwarten. 

 

 

3.4 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Bothel stellt im Plangebiet ent-

lang der Hauptstraße gemischte Bauflächen und südlich angrenzend gewerbliche Bauflä-

chen dar. Der Bebauungsplan ist somit größtenteils aus dem Flächennutzungsplan entwi-

ckelt. Für den westlichen Teilbereich wird der Flächennutzungsplan gemäß § 13a (2) 

BauGB im Wege der Berichtigung in seiner Darstellung angepasst. 
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Abb. 4 Auszug wirksamer Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Bothel - (ohne Maßstab) 

 

3.5 Rechtverbindliche Bebauungspläne 

Südlich anliegend befindet sich der Bebauungsplan Nr. 11 „Gewerbegebiet Schröder“ 

welcher ein Gewerbegebiet festsetzt. Weitere Bebauungspläne in direkter Umgebung lie-

gen nicht vor. 
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Abb. 5 Bebauungsplan Nr. 11 „Gewerbegebiet Schröder“ (ohne Maßstab) 

 

3.6 Anwendbarkeit des § 13a BauGB  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird gemäß § 13a BauGB im sogenannten be-

schleunigten Verfahren als Maßnahme der Innenentwicklung aufgestellt. Die Vorausset-

zungen für die Anwendung dieses Verfahrens liegen vor: 

 

a) Die Flächen im Plangebiet liegen innerhalb der bebauten Ortslage von Brockel. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient der zeitgemäßen Innenentwicklung 

des Ortes. 

b) Die Flächen im Plangebiet haben eine Größe von ca. 14.470 m². Die zulässige 

Grundfläche liegt mit ca. 7.775 m² deutlich unter 20.000 m². Gemäß § 13a Abs. 1 

Nr. 1 BauGB sind die Grundflächen weiterer Bebauungspläne der Innenentwick-

lung mitzurechnen, wenn diese in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitli-

chen Zusammenhang stehen. Derzeit befinden sich keine Bebauungspläne gemäß 

§ 13a BauGB in der Aufstellung, die diese Kriterien erfüllen. 

c) Mit dem Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem „Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung“ (UVPG) oder dem niedersächsischen „Gesetz zur Umsetzung 

europarechtlicher Vorschriften zum Umweltschutz“ unterliegen. 
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d) Des Weiteren bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 

Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter. Das Plangebiet ist ausreichend weit 

entfernt von Natura 2000-Gebieten im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes. 

Aufgrund der geplanten Nutzungen und der Lage des Plangebietes sind keine Be-

einträchtigungen zu erwarten. 

e) Außerdem bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur 

Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach 

§ 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind. Es sind keine Störfallbetriebe in einem 

größeren Umkreis vorhanden. 

 

Die Anwendbarkeit des § 13a BauGB für das Planverfahren ist damit gegeben. 

 

 

3.7 Teilaufhebung rechtsverbindlicher Bebauungspläne 

Südlich des Plangebietes ist der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 11 „Gewerbege-

biet Schröder“ aus dem Jahr 2006 vorhanden, der ein Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO 

und eine Fläche für die Abwasserbeseitigung (Regenrückhaltebecken) festsetzt. 

Die Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 11 „Gewerbegebiet 

Schröder“, die vom Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 26 überdeckt werden, werden 

mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 26 vollständig aufgehoben. 

 

 

3.8 Baudenkmalschutz  

Südlich des vorhandenen Gewerbegebietes befindet sich eine alte Windmühle, die unter 

Denkmalschutz steht. Um den Umgebungsschutz gemäß § 8 NDSchG zu berücksichti-

gen, wird ein Hinweis zum Denkmalschutz aufgenommen: Im Geltungs- und Wirkungs-

bereich des Bebauungsplanes besteht grundsätzlich Umgebungsschutz gemäß § 8 

NDSchG. Gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 4 NDSchG besteht eine Genehmigungspflicht für alle 

Maßnahmen der Errichtung, Änderung und Beseitigung von Anlagen (zum Beispiel 

auch für Werbeanlagen, Solar- oder PV-Anlagen und Straßenbeläge) in der Umgebung 

von Baudenkmalen. Bei der Durchführung von Einzelbauvorhaben ist frühzeitig Kon-

takt mit der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Rotenburg (Wümme) auf-

zunehmen. 
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4. PLANINHALT 

4.1 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

4.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Innerhalb des Plangebietes sind bereits gewerbliche und wohnbauliche Nutzungen vor-

handen, so dass zur Sicherung und Entwicklung dieser Nutzungen im östlichen Teil des 

Plangebietes ein Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO festgesetzt wird. Die Lage des Plan-

gebietes eignet sich aufgrund der angrenzenden Bestandsbebauung und der städtebauli-

chen Einbindung in besonderem Maße für eine gemischte Nutzungsstruktur. Für den öst-

lichen Teil des Plangebietes wird daher ein Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. 

Die Festsetzung verfolgt das Ziel, neben der Sicherung von Wohnnutzungen auch die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung weiterer Betriebsstätten nicht 

wesentlich störender Gewerbebetriebe zu schaffen. Die zentrale Lage innerhalb der Ort-

schaft begünstigt eine solche Nutzungsmischung und bietet perspektivisch ein geeignetes 

Standortpotenzial auch für gewerbliche Entwicklungen. 

 

Im Mischgebiet sind die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 7 (Tankstellen) und Nr. 8 (Vergnügungs-

stätten) BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen sowie die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO 

ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten nicht zulässig. Spielhallen und Vergnü-

gungsstätten fügen sich städtebaulich nicht in die dörflich geprägte Ortslage ein und sol-

len eher im Gebiet eines Grundzentrums räumlich gesteuert werden. Ein wesentliches 

Ziel der Gemeinde Brockel ist es, die Nutzungsvielfalt des Gebietes zu sichern und es 

insbesondere für nicht störende Betriebe und die vorgesehene Wohnnutzung interessant 

zu halten. Ebenso soll durch diese Festsetzung die benachbarte Wohnbebauung nicht be-

einträchtigt werden. Vergnügungsstätten können dieser Zielsetzung entgegenwirken, weil 

sie eine Niveauabsenkung zur Folge haben können, die zu Strukturveränderungen führen 

kann. Um einer derartigen Entwicklung entgegenzusteuern, soll ihre Errichtung in dem 

Mischgebiet ausgeschlossen werden. Gleiches gilt für Tankstellen gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 

7 BauNVO. Deren Ausschluss ist erforderlich, da sich Tankstellen aufgrund ihres großen 

Flächenbedarfs oder der zu erwartenden Störungen nicht in die Eigenart der Umgebung 

einfügen würden oder durch diese Nutzung erhöhte Lärmemissionen (Verkehr, Gewer-

belärm) auftreten können und damit eine Beeinträchtigung der geplanten Mischnutzung 

entstehen würde.  

 

Auf dem Flurstück 121/15 des Plangebietes befindet sich bereits ein Werkstattgebäude 

des genannten Betriebes, das nach Süden, in Richtung der vorhandenen großflächigen 

Betriebsgebäude erweitert werden soll, sodass in diesem Bereich eine gewerbliche Fort-

entwicklung erfolgt. Hier befinden sich seit Jahrzehnten die Produktionsstätten des Be-

triebes mit verschiedenen großen Malerwerkstätten innerhalb eines rechtsverbindlichen 

Bebauungsplanes. Städtebaulich ist es sinnvoll, den vorhandenen Gewerbebetrieb sowie 

Wohn- und Mischnutzungen innerhalb der Ortslage zu stärken und Entwicklungsmög-

lichkeiten an diesem zentralen Standort bereitzustellen. 
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Um weitere Um- und Anbauten im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 11 zu ermög-

lichen, werden die Baugrenzen und die überbaubare Fläche an den neuen Bebauungsplan 

angepasst. Das derzeit festgesetzte Regenrückhaltebecken wird aufgrund der allgemeinen 

Zulässigkeit innerhalb von Gewerbe- und Mischgebieten nicht explizit an einem Ort fest-

gesetzt, um auch hier Betriebsabläufe nicht zu behindern. Eine ordnungsgemäße Rück-

haltung des Regenwassers bleibt davon unberührt und ist im Zuge der Genehmigungspla-

nungen nachzuweisen.  

Aufgrund der umliegenden Bebauungen ist eine gewerbliche Entwicklung im Hinblick 

auf die Emissionen nicht uneingeschränkt möglich. Dahingehend sind bei der betriebli-

chen Entwicklung die Immissionsorte der anliegenden Wohnnutzungen im Gewerbe und 

im Mischgebiet zu beachten. Das sich die festgesetzten Gewerbeflächen allesamt im Ei-

gentum des ansässigen Handwerksbetriebes befinden, wird von weitergehenden Lärm-

kontingenten oder ähnlichen Massnahmen die auf Gewerbegebiete festgesetzt werden 

können, abgesehen. Hier ist für die Gemeinde ein Nachweis der Einhaltung der Immissi-

onsrichtwerte der anliegenden schutzbedürftigen Nutzungen auf Ebene der Baugenehmi-

gungsplanung ausreichend, wenn erforderlich. Durch die naheliegenden schutzbedürfti-

gen Nutzungen ist jedoch eine uneingeschränkte Gewerbeentwicklung nicht möglich, so-

dass im westlichen und südlichen Teil des Plangebietes ein eingeschränktes Gewerbege-

biete gemäß § 8 BauNVO festgesetzt wird. Dies begründet sich zudem in dem Ausschluss 

weiterer Nutzungen. Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind im GEe 1 und 2 ausnahmsweise 

zugelassene Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsin-

haber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO, die dem Gewerbebetrieb 

zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, aus-

nahmsweise zugelassene Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 

Zwecke im Sinne des § 8 Abs. 3 Nr. 2  BauNVO und ausnahmsweise zugelassene Ver-

gnügungsstätten im Sinne des § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebau-

ungsplanes. Mit diesen Ausschlüssen soll an diesem Standort die gewerbliche Fortent-

wicklung des ansässigen Betriebs im Vordergrund stehen. Die Nichtzulässigkeit der Ver-

gnügungsstätten folgt der beim Mischgebiet genannten Argumentation. Die Einschrän-

kung des Gewerbegebietes beruht somit darauf, die umliegend vorwiegend vorhandenen 

Wohnnutzungen hinsichtlich ihres Konfliktpotenziales insoweit zu berücksichtigen, dass 

man im Plangebiet konfliktträchtige und unerwünschte Entwicklungen in dieser Lage des 

Gemeindegebietes ausschließt. 

 

Im westlichen Teil des Plangebietes sind entlang der Hauptstraße bereits Wohngebäude 

vorhanden. Diese sollen auch in diesem Teil des Gewerbegebietes weiter zulässig sein, 

jedoch auch die Möglichkeit zur Erweiterung des Gewerbes geschaffen werden. Im GEe 

2 sind somit Wohngebäude als gebietsfremde Nutzung zulässig. Betriebszugehörige 

Wohnungen sind innerhalb des Plangebietes nicht erforderlich und somit nicht zulässig.  

 

 

4.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Als Maß der baulichen Nutzung sind im Mischgebiet eine Grundflächenzahl von 0,6, 

zwei Vollgeschosse als Höchstgrenze sowie eine offene Bauweise festgesetzt. Damit soll 

die Bestandsbebauung und deren Entwicklungsmöglichkeiten berücksichtigt werden. 
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In den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe1 und 2 sind eine Grundflächenzahl von 

0,6, eine Oberkante von max. 10 m sowie eine abweichende Bauweise festgesetzt. Die 

geplanten Höhenfestsetzungen erlauben eine Bebauung, die sich in die vorhandene Bau-

struktur einfügt und an den Höhenfestsetzungen für die vorhandenen gewerblichen Ge-

bäuden orientiert. Eine Überschreitung der festgesetzten maximalen Dachhöhe sind durch 

turmartige Aufbauten (z.B. Schornsteine), technische Anlagen mit einer Grundfläche bis 

zu 10 m² und untergeordnete Bauteile wie Lüftungsanlagen und Antennen zulässig. Mo-

bilfunkmasten sind davon ausgeschlossen. Die Überschreitung ist erforderlich, da die 

technischen Aufbauten der Funktionsfähigkeit des zukünftigen Gebäudes dienen.  

Bezugspunkt für die festgesetzten Höhen ist gem. § 18 Abs. 1 BauNVO die Oberkante 

der an das Grundstück angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche, jeweils gemes-

sen in der Mitte der Straßenfront des Grundstücks.  

 

 

4.1.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Im Plangebiet sind die überbaubaren Grundstücksflächen derart festgesetzt, dass die ge-

planten baulichen Anlagen realisiert werden können und die Baugrenzen nach Süden an 

die überbaubaren Grundstücksflächen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 11 

anschließen. 

In der abweichenden Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO in den Gewerbegebieten 

sind Gebäude mit einer Länge über 50 m zulässig, um die geplanten gewerblichen Ge-

bäude realisieren zu können. 
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4.1.4 Erhalt von Einzelbäumen 

Innerhalb des Plangebietes befindet sich eine alte Stieleiche die als ortsbildprägend ange-

sehen werden kann und als zu erhalten festgesetzt wird. Bei allen Hoch- und Tiefbaumaß-

nahmen sind Stamm, Krone und Wurzelraum zu schützen. Sollte dieser Baum altersbe-

dingt oder durch Umwelteinflüsse abgängig sein, ist dieser durch eine Neuanpflanzung 

eines standortgerechten, einheimischen Laubbaumes zu ersetzen. Dabei ist die Mindest-

pflanzqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm 

zu verwenden. 

 

 

4.2 Belange von Natur, Landschaft und Klima 

Für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Ecke Bahnhofstraße / Hauptstraße“ 

muss keine Umweltprüfung durchgeführt werden, da es sich gemäß § 13a BauGB um 

einen Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt. Bebauungspläne der Innenentwick-

lung können in einem beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Im Rahmen des be-

schleunigten Verfahrens kann auf bestimmte Verfahrensschritte verzichtet werden. 

Hierzu gehört die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB. Dennoch sind im Rahmen des 

Bebauungsplanverfahrens die umweltbezogenen Belange darzustellen, welches im fol-

genden Abschnitt bezüglich der Belange von Natur und Landschaft erfolgt. 

 

Grundlagen für die Ermittlung der Auswirkungen zum geplanten Vorhaben sind: 

- Biotoptypenkartierung im Jahre 2024 gemäß dem Kartierschlüssel der Biotopty-

pen in Niedersachsen (Drachenfels, 2021), 

- Kartenserver LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/), 

- Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg/Wümme 

(2015). 

 

Das Plangebiet liegt in der Ortsmitte der Gemeinde Brockel und ist im Bestand uns seiner 

Umgebung dem Biotoptyp Ländlich geprägtes Dorfgebiet (ODL (Biotoptypenkürzel)) 

zuzuordnen. Entlang der Hauptstraße befindet sich ein Locker bebautes Einzelhausgebiet 

(OEL) mit Hausgärten (PH). Südlich schließt ein Gewerbebetrieb (OGG) an. Innerhalb 

des Plangebietes befinden sich keine hochwertigen Biotoptypen. Lediglich ein größerer 

standortgerechter Baum (Stieleiche) hat für das Ortsbild einen prägenden Charakter. Die-

ser soll erhalten bleiben. Die Schutzgüter des Naturhaushaltes sowie das Landschaftsbild 

sind durch die vorhandenen Nutzungen und Bebauungen bereits siedlungstypisch über-

prägt. Aus den einschlägigen allgemein zugängigen Umweltkarten lassen sich für das 

Plangebiet keine höherwertigen oder schutzbedürftigen Bereiche ausmachen. Auswir-

kungen bestehen lediglich durch eine mögliche geringe Mehrversiegelung und somit eine 

Beeinträchtigung der Schutzgüter Boden und Wasser. Beeinträchtigungen der Schutzgü-

ter Tiere und Pflanzen ergeben sich mit dem Erhalt des Großbaumes nicht. Die weiteren 

Sträucher und Kleinbäume sind typische Außenanlagen des Siedlungsbereichs und be-

dürfen keines besonderen Schutzes. Auch in Zukunft wird der unbebaute Teilbereich des 

Plangebietes in Form von Außenanlagen gärtnerisch genutzt. Beeinträchtigungen auf das 

Schutzgut Mensch und Landschaftsbild ergeben sich durch die Lage und vorhandenen 
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Nutzungen mit der Aufstellung des Bebauungsplanes nicht. Hinsichtlich des Schutzgutes 

Fläche und Klima erfolgt eine Nachverdichtung im Siedlungsbereich, was außerörtliche 

Flächen schont und Anreize zu Neu- und Umbau klimafreundlicherer Bauweisen fördert. 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Ecke Bahnhofstraße / Hauptstraße“ dient 

nach § 13a BauGB der Innenentwicklung, sodass kein Ausgleichsbedarf für diese Fläche 

besteht. Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in Bebauungsplangebieten der Innen-

entwicklung bei einer zulässigen Grundfläche von weniger als 20.000 m² Eingriffe, die 

auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a 

Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Die im 

Planänderungsgebiet zukünftig zulässige Grundfläche beschränkt sich auf maximal ca. 

7.775 m², liegt also weit unter 20.000 m². Die Anforderungen des § 13a BauGB werden 

somit erfüllt. Daher sind für den Eingriff in den Naturhaushalt keine Ausgleichsmaßnah-

men erforderlich.  

 

4.3 Artenschutz 

Innerhalb der Bauleitplanung sind die Belange des Artenschutzes zu berücksichtigen. Sie 

sind unabhängig von anderen Umweltbelangen zu behandeln. Obwohl die Zugriffsver-

bote erst durch tatsächliche Baumaßnahmen ausgelöst werden und deshalb regelmäßig 

bei der Bauausführung zu beachten sind, ist es Aufgabe des Bebauungsplans, Konflikte 

aufzulösen, die einer Realisierung der Planung entgegenstehen und ob Vermeidungs- 

oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen sind. 

 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten: 

1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 

beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-

rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-zeiten 

erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 

Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders geschützten 

Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 

aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

 

Die Zugriffsverbote werden durch Sonderregelungen des § 44 Abs. 5 BNatSchG weiter 

modifiziert. Darin heißt es, dass die ökologischen Funktionen der von dem Eingriff oder 

Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 

weiterhin erfüllt werden. Für die Bauleitplanung sind demnach die Arten nach Anhang 

IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten relevant. 

 

Als Ergebnis der artenschutzrechtlichen Vorprüfung ist festzuhalten, dass mit der Umset-

zung der Planung Verstöße gegen Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nicht zu erwarten 

sind bzw. vermieden werden können. Es handelt sich weitestgehend um bebaute Bereiche 
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und Nutzgärten, die lediglich einen Teillebensraum für „Allerweltarten“ aufweisen. Ver-

tiefende Untersuchungen sind daher nicht erforderlich.  

Als artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen sind jedoch grundsätzlich zu beach-

ten, dass die Rodungen von Gehölzen außerhalb der Brut- und Setzzeit sowie gem. § 39 

Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG im Zeitraum 01.10. bis 28/29.02. erfolgen. Zudem sind, bei Be-

seitigungen von Bäumen sowie bei Abriss oder Umbaumaßnahmen von Gebäuden, die 

Bäume vor der Rodung und die Gebäude vor dem Abriss oder Umbaumaßnahmen je nach 

Jahreszeit auf Vogel- und Fledermausbesatz zu untersuchen. Bei positivem Besatz sind 

gegeben falls weitere Maßnahmen erforderlich.  

 

 

4.4 Immissionsschutz 

Eine schallgutachterliche Bewertung ist für die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht 

erforderlich. Die örtliche Situation orientiert sich an den Bestandsbebauungen und die 

vorhandenen Schutzbedürftigkeiten. Gegebenenfalls ist eine schalltechnische Bewertung 

im Zuge der Genehmigungsplanung für die Erweiterung notwendig, je nach möglichen 

Auswirkungen des konkreten Vorhabens. Im Zuge der Betriebsentwicklung des ansässi-

gen Gewerbebetriebes liegt bereits ein Gutachten vor, dass eine Vereinbarkeit mit den 

umliegenden Nutzungen darlegt. Grundsätzlich sind die Immissionsrichtwerte an den 

schutzbedürftigen Nutzungen von den ausgehenden Emissionen aus dem Gewerbe einzu-

halten. Die Situation im Bereich des festgesetzten Mischgebietes verändert sich vom 

Schutzstatus nicht. Somit sind auch hier keine zwingenden Vorgaben festzusetzen. 

Aufgrund der Bestandssituation sind Geruchsemissionen im Geltungsbereich nicht zu er-

warten bzw. ergeben sich keine Änderungen. Wesentliche Geruchsemissionen aus dem 

Gewerbebetrieb sind aufgrund der umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen nicht mög-

lich und von dem Betrieb nicht zu erwarten  

 

 

4.5 Örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung 

Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 80 und 84 NBauO werden für das Plangebiet örtli-

che Bauvorschriften erlassen. Diese sollen im Zusammenhang mit den Festsetzungen ge-

mäß § 9 BauGB das bestehende Ortsbild bewahren, bei Um- und Neubauten zu einer 

Einfügung des Neuen in das Bestehende beitragen und dazu beitragen, dass sich das Plan-

gebiet gestalterisch in die vorhandene Ortsstruktur einfügt. 

 

4.5.1 Dächer 

Die Dächer der baulichen Anlagen sind nur in gedeckten Farbtönen von rot bis rotbraun 

und anthrazit auszuführen. Ausgenommen hiervon sind Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. 1 

BauNVO und Garagen i.S.d. § 12 BauNVO sowie Wintergärten. Zusätzlich sind begrünte 

Dächer und Photovoltaikanlagen zulässig. 

 

Dies soll die in der Umgebung des Plangebietes vorhandenen vorherrschenden Dachfar-

ben berücksichtigen. 
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4.5.2 Dachneigung 

Auf den benachbarten Grundstücken sowie im gesamten Gemeindegebiet bestehen fast 

ausschließlich Gebäude mit geneigten Dächern. Dementsprechend ist zur Wahrung des 

Ortsbildes im Plangebiet eine Dachneigung von mindestens 15 Grad einzuhalten. Ausge-

nommen hiervon sind Nebenanlagen. 

 

 

4.5.3 Außenwände 

Die Fassaden der baulichen Anlagen sind bei Verblendmauerwerk nur in einem Rotton 

zulässig. Metallverkleidungen sind nur in matten Farben grün, grau und anthrazit zuläs-

sig. Auch dies berücksichtigt den Umgebungsschutz der vorhandenen Bebauung und soll 

ortuntypische Farbtöne vermeiden. 

 

 

4.5.4 Traufhöhe 

In den Gewerbegebieten GEe 1 und 2 darf eine Traufhöhe (TH) von 6,00 m nicht über-

schritten werden. Bezugspunkt für die maximal zulässige Traufhöhe ist die endgültige 

Fahrbahnoberkante der an das Grundstück angrenzenden Straße, gemessen in der Mitte 

der Straßenfront des Grundstücks. 

Mit der Festsetzung der Traufhöhe in Verbindung mit der maximalen Gebäudehöhe soll 

eine homogene Bebauung ohne eine zu massive Ausnutzung der Baugrundstücke und 

damit rahmensprengender Bebauung erreicht werden. Weiterhin wird damit auch die vor-

handene gewerbliche Bebauung mit gleicher Höhenbegrenzung berücksichtigt. 

 

 

4.5.5 Ordnungswidrigkeiten 

Um Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften als Ordnungswidrigkeiten ahnden zu 

können, wurde in den Bebauungsplan folgender Hinweis aufgenommen: 

 

Ordnungswidrig handelt, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder Unternehmer den Best-

immungen der örtlichen Bauvorschrift über Gestaltung zuwider handelt. Die Ordnungs-

widrigkeiten nach § 80 Abs. 3 NBauO können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit Geldbußen 

bis zu 500.000 Euro geahndet werden. 

 

 

5. MAẞNAHMEN ZUR DURCHFÜHRUNG 

5.1 Bodenordnung 

Die Grundstücksflächen werden durch die jeweiligen Eigentümer bebaut, so dass eine 

Durchführung des Bebauungsplanes umgehend nach Rechtskraft beginnen kann 
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5.2 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die angrenzenden öffentli-

chen Straßen „Bahnhofstraße“ (K 209) und „Hauptstraße“ (B 71). Die Erschließung des 

Gewerbegebietes erfolgt weiterhin über die beiden Zufahrten an der Bahnhofstraße des 

ansässigen Betriebes innerhalb des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 11.  

 

5.3 Ver- und Entsorgung 

• Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt durch den Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land. 

Die Löschwasserversorgung ist bei der Durchführung der Planung mit dem Wasserver-

sorgungsverband Rotenburg-Land und der örtlichen Feuerwehr abzustimmen. Aus brand-

schutztechnischer Sicht muss eine Löschwassermenge von mind. 48 m³/h über 2 Stunden 

vorhanden sein.  

 

• Abwasserbeseitigung 

Das anfallende Schmutzwasser wird an die bestehende Schmutzwasserkanalisation ange-

schlossen und zur Kläranlage in Bothel geleitet.  

 

Es liegt bereits ein Anschluss an den Regenwasserkanal in der Hauptstraße vor, an den 

der Bestand bereits angeschlossen ist. Das Plangebiet ist vollständig vom Einzugsgebiet 

des Generalentwässerungsplanes abgedeckt.  

Die Fläche für ein Regenrückhaltebecken im rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 

11 wird überplant, um mögliche Betriebsveränderungen flexibler umsetzen zu können. 

Eine ordnungsgemäße Rückhaltung des Regenwassers bleibt davon unberührt und ist im 

Zuge der Genehmigungsplanungen nachzuweisen. Im Rahmen der Genehmigungspla-

nung neuer baulicher Anlagen ist der zusätzlich benötigte Retentionsraum über eine Ver-

sickerung oder Regenwasserrückhaltung innerhalb des Plangebietes nachzuweisen. Hier 

sind im westlichen Teil des Plangebietes noch ausreichend Freiflächen vorhanden. Der 

Nachweis einer möglichen Versickerung oder Rückhaltung erfolgt im Rahmen der Ge-

nehmigungsplanung.  

 

• Strom- und Gasversorgung 

Die Versorgung mit Gas und Strom erfolgt über das vorhandene Netz der EWE Netz 

GmbH.  

 

• Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Landkreis Rotenburg (Wümme). 
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5.4 Hinweise 

• Bodenschutz- und Abfallrecht 

Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen sind zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt nicht bekannt.  

 

 

Brockel, den ________ 

 

 

 ____________________ 

 (Bürgermeister) 

 

Stand: 05/2026 
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